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\'orlK‘g'en(.le  Arbril  Kapitel  II  einer  gTitsseivn  AblKimilmi”-  des 
\ ertasst'i's  die  unter  tleni  l'itel  „Oas  (Geleit.  I'dm*  l ntersnchunj’'  zur 
Verfassung’s-  und  Ueehtsgeschielite  des  Mittelalters^*  deninaehst  v(‘r-  I ^ 

dtfeullielil  werden  wird. 
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1.  Darstellung  und  Kritik  der  herrschenden 
Meinung  über  die  Anfänge  des  Qeleitsregals. 


Geleit  ist  Schutz.  Das  Kegal  des  Geleites  ist  das 
Recht  ausschliesslich  innerhalb  einer  gewissen  Sphäre 
Schutz  zu  gewähren,  und  zwar  als  Ausfluss  eines  sich  aut 
dieselbe  Sphäre  erstreckenden  allgemeinen  Hoheitsrechtes. 
Das  allgemeinste  Hoheitsrecht  hat  im  Reiche  der  König 
bezw.  Kaiser.  Auf  ihn  werden  daher  in  der  staatsrecht- 
lichen Auflassung  des  Mittelalters  alle  Regalien  zuriickge- 
führt.  Zoll,  Münze,  Judenschurz  sind  dafür  Beispiele. 
Niemand  übt  sie  im  Reiche  aus,  der  sie  nicht  vom  Könige 


zur  Leihe  erhalten  hat. 

Während  nun  eine  Reihe  solcher  Rechte,  von  ge- 
ringerer Bedeutung  und  nicht  hoher  Zahl,  bis  in  die  letzte 
Zeit  des  Reiches  als  sog.  Reservatrechte  in  vollem  Umfang 
in  der  Hand  des  Kaisers  verblieben  sindL,  ist  die  Mehr- 
zahl in  den  dauernden  Besitz  der  im  Reiche  bestehenden, 
dem  Kaiser  untergeordneten  Gewalten  gelangt.  Diese  Ge- 
walten territorialer  Natur  besitzen  nun  innerhalb  des  ihnen 
gehörigen  Bezirks  die  sogenannte  Landeshoheit,  die 
darin  besteht,  dass  sie  in  ihrem  Gebiet  die  höchsten  staat- 
lichen Rechte  auszuüben  befugt  sind.  Der  Komplex  dieser 
Rechte  ist  die  Landeshoheit,  die  einzelnen  Bestandteile 
sind  die  Regalien.  Als  diejenigen  Rechte,  die  im  Einheits- 
staate dem  Oberhaupt,  dem  König  selbst  zustehen,  heissen 
sie  Königsrechte.  Auch  das  Reich  war  ursprünglich  ein 


1)  Vgl.  Schröder,  Deutsche  fle  chtsgeschichte^  798.  832. 
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Einheitsstaat.  So  wenig,  wie  sich  diescT  Gedanke  im  wirk- 
lichen Verlauf  der  Ges(*hichte  hat  durchsetzen  können,  so 
stark  wirkte  er  auf  die  Auffassung  der  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  ein.  Die  einzigen  Elemente,  in  denen  sich 
nicht  nur,  wenn  ich  so  sagen  darf,  mahiriell,  sondern  auch 
dem  in  ihnen  verkörperten  Gedanken  nach  ein  Wider- 
spruch gegen  die  prinzipielle  Auffassung  der  Reichseinheit 
hätte  fortentwickeln  können,  die  alten  Stammesherzog- 
tümer, sind  diesem  Gedanken  früh  erlegen.  Teils  ver- 
schwanden sie  gänzlich,  teils  zerbröckelten  sie  zu  Terri- 
torien, an  deren  einem  oder  andern  der  Herzogsname  Aveiter 
haften  mochte.  Mit  dem  allmählichen  \'erschwinden  dieser 
provinziellen  Gewalten,  die  zwischen  dem  Reichsoberhaupt 
und  dem  Vertreter  der  obrigkeitlichen  GeAvalt  im  Normal- 
verwaltungsbezirk, dem  Grafen,  eine  ZAvischeninstanz  ge- 
bildet hatten , stand  der  begriff  lichim  Auffassung  des 
Reiches  als  eines  Einheitsstaates,  in  dem  der  Idee  nach 
alles  direkt  unter  dem  Könige  stand , nichts  mehr  im 
Wege.  Und  diese  Idee  ist  strikt  durchgeführt  worden. 
Wohl  haben  die  ehemaligen  Vei’Avaltungsbeamten,  die 
Grafen,  einen  grossen  Teil  der  königlichen  Hoheitsrechte, 
auch  die,  deren  Ausübung  innerhalb  ihrer  ursprünglichen 
Beamtenbefugnis  nicht  lag,  für  sich  zu  erwerben  ver- 
standen. Aber  niemals  sind  die  Hoheitsrechte  von  ihnen 
zu  eigenem  Recht  ausgeübt  worden,  stets  galten  sie  als 
vom  Könige  verliehen.  Wenn  durch  die  Verleihung  der 
öffentlichen  Rechte,  durch  die  Feudalisierung  des  ur- 
sprünglichen Beamtenstaates  auch  thatsächlich  die  alte 
Einheit  aufgelöst  wurde,  so  blieb  sie  eben  durch  diese 
Form  doch  der  Idee  nach  stets  erhalten^) 2).  So  oft  wir 

1)  Die  Theorie  vom  geteilten  Eigentum,  spiegelt  dies  deut- 
lieh  wieder.  Hatten  nach  ihr  viele  bezirksweise  verteilt  das  dominium 
utile  der  Hoheitsrechte,  so  verblieb  doch  das  dominium,  directum  in 
einer  Hand,  der  des  Königs. 

2)  Vgl.  auch  die  Aeusserung  Jakob  Bun*kh ardts,  Kultur  der 
Renaissance  in  Italien  I,  1,  dass  das  Lehnssystem  in  Deutschland 
„wenigstens  die  Einheit  des  Reiches  äusserlich  festhalten  half“. 
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daher  im  Mittelalter  einem  als  Regal  ausgeübten  Recht 
in  der  Hand  einzelner  Territorialherren  begegnen,  ist  der 
Rückschluss  auf  ein  diesem  Regal  zu  Grunde  liegendes 
Recht  des  Königs  geboten. 

Die  meisten  Regalien  sind  nun  älter  als  die  Landes- 
hoheit. Ist  die  Geschichte  der  Entwickelung  der  Landes- 
hoheit nichts  als  die  Geschichte  des  allmählichen  Erwerbes 
der  Regalien,  so  ist  dies  einleuchtend.  Einzelne  Regalien 
finden  wir  aber,  deren  Entstehungszeit  eine  spätere,  der 
der  Landeshoheit  etwa  gleichzeitige  ist.  Bei  ihnen,  die 
vorher  nicht  bestanden,  stehen  wir  nun  vor  dem  Problem 
der  Möglichkeit  ihrer  Entstehung  in  so  später  Zeit.  Der 
gewöhnliche  Weg  der  Entstehung  landesherrlicher  Re- 
. galien  war  doch,  dass  das  Königtum  bei  der  immer  grösser 
werdenden  Abschwächung  seiner  Machtbefugnisse  Recht 
auf  Recht,  das  es  früher  unmittelbar  ausgeübt  hatte,  an 
die  mächtig  werdenden  Territorialherren  verlieh.  Wenn 
wir  nun  in  dieser  Zeit  bemerken,  dass  gewisse  früher  nie 
geübte  und  bekannte  Rechte  uns  bald  nach  ihrem  ersten 
Auftauchen  als  Regalien  begegnen,  so  muss  das  auffallen. 
Wir  werden  fragen:  Hatte  denn  das  Königtum  soviel 

Macht  in  jener  Zeit,  dass  es  noch  im  stände  Avar,  das- 
jenige, Avas  die  Zeit  an  neuen  Befugnissen  obrigkeitlicher 
Natur  im  Gebiete  des  Reichs  hervorbrachte,  an  sich  zu 
ziehen’?  Oder  kamen  andere  Gründe  zusammen,  um  für 
das  Königtum  diesen  anscheinenden  MachtzuAvachs  zu  be- 
Avirken? 

Für  das  BergregaU)  ist  die  Frage  streitig,  ob  es  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  entstanden,  oder  ob  es  ein  schon 
ursprüngliches  Regal,  ein  Ausfluss  des  selbst  AA'ieder  nicht 
unbestrittenen  königlichen  Bodenregals  ist.  Für  das  hier 
interessierende  Geleitsregal  scheint  ein  ZAveifel  an 
seinem  Entstehen  erst  nach  dem  1 1.  Jahrhundert  etwa 
nicht  möglich.  Selbst  der  Name  conductus  ist  vor  dieser 
Zeit  unbekannt.  Das  Argument  aber,  das  gegen  die  späte 


1)  Schröder  R.  G.3  532  f. 
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Entstehung  des  Bergregals  ins  Feld  geführt  worden  ist, 
,.dass  eine  (Generation,  die  selbst  den  gerechtesten  An- 
sprüchen der  Könige  feindlich  entgegentrat  und  sie  mit 
allen  Mitteln  abzuschüttcln  suchte,  sich  einer  derartigen 
einseitigen  Machterweiterung  der  Krone  nicht  still- 
schweigend gefügt  haben  würde‘‘  (Schröder),^)  lässt  sich 
auch  beim  Geleitsregal  der  Annahme  seines  Entstehens 
in  so  später  Zeit  entgegenhalten.  Wenn  dennoch  hier 
diese  Annahme  festgehalten  werden  soll,  so  gilt  es  im 
einzelnen  zu  zeigen,  was  die  Gründe  'iieser  auffallenden 
Erscheinung  gewesen  sind. 

Es  erscheint  bisher  in  der  Litteratur  die  Ansicht  als 
herrschende,  dass  das  königliche  Hoheitsrecht  des  Geleits 
allmählich  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  zu  einem  fürst- 
lichen geworden  sei,  unbeschadet  der  Fortdauer  des 
königlichen  Rechts.-) 

Diese  Ansicht  muss  folgerichtig  ein  älteres  könig- 
liches, auf  das  ganze  Reich  bezügliches  Geleitsregal  an- 
nehmen. Die  Verleihungen  des  Geleitsi'egals  tragen  nach 
ihr  anfangs  nur  den  Charakter  persönlicher  Vergünsti- 
gungen.'’) Für  das  Bestehen  eines  königlichen  Geleits- 
regals in  dieser  Zeit,  zunächst  also  im  12.  Jahrhundert 
und  früher,  sind  aber  Beweise  kaum  zu  erbringen.  Wäre 
die  Entwickelung  so  vor  sich  gegangen , wie  die 
heiTschende  Meinung  annimmt,  so  müsste  das  konkur- 
rierende Geleitsrecht,  das,  wie  wir  sehen  werden,  der 
König  auch  dort,  wo  das  Geleit  fürstliches  Hoheitsrecht 
war,  ausübte,  als  Rest  des  ursprünglich  auf  das  ganze 
Reich  sich  erstreckenden  Geleitsregals  des  Königs  dem  an 
den  betreffenden  Landesherrn  verliehenen  Geleit  wesens- 
gleich sein.  Wir  werden  aber  sehen,  dass  dies  gerade  in 
dem  wichtigsten  Punkte  nicht  der  Fall  war,  dass 
zwischen  dem  territorialen  Geleitsregal  und  dem  könig- 

1)  Schröder  R.  G.^  538. 

2)  Schröder  R.  G.^  524. 

3)  Scliolz,  Die  Hoheitsrechte  des  deutschen  Ktinigs.  p.  1>4. 
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liehen  Geleitsrecht  für  das  ganze  Reich  ein  (jualitativ  er 
Unterschied  bestand.^)  Kann  das  nachgewiesen  werden, 
so  ist  zugleich  ein  wichtiger  Grund  gegen  die  Annahme 
eines  allgemeinen  ursprünglichen  Geleitsregals  des  Königs 
gewonnen. 

Zunächst  ist  festzustcllen,  was  denn  im  allgemeinsten 
Umriss  hätte  der  Inhalt  eines  solchen  Regals  sein  müssen. 
Das  Recht  des  Königs,  den  Königsschutz  zu  erteilen,  kann 
es  nicht  gewesen  sein.  Dies  Recht  hat  sich  in  anderer 
Richtung  weiter  entwickelt.  Allerdings  ist  auch  das 
Geleit  nichts  als  eine  Anwendung  des  Friede-  und  Schutz- 
prinzips. Aber  der  Inhalt  des  Geleitsregals  ist  mit 
der  Feststellung,  dass  Geleit  gleich  Frieden  ist,  in  keiner 
Weise  erschöpft.  Das  Geleitsregal  tritt  uns  durchweg 
entgegen  als  nutzbares  Hoheitsrecht'^).  Das  Geleits- 
recht spielt  eine  Rolle  im  Verkehrsrecht,  es  ist  das  Recht 
die  Reisenden  zu  schützen  und  dafür  sich  Geld  zahlen 
zu  lassen.  Es  ist  das  Recht  vom  Verkehr  eine  Abgabe 
zu  erheben.  Ob  das  Recht  ein  Zwangsrecht  war  und 
welche  Pflichten  ihm  gegenüber  standen,  wird  an  anderer 
Stelle  erörtert  werden.  Jedenfalls  aber  ist  das  Recht  in 
der  Form,  wie  sie  uns  die  spätere  Entwickelung  des 
Geleitsregals  in  den  Territorien  zeigt,  vom  König  im 
ganzen  Reiche  niemals  ausgeübt  worden.  Es  fehlt  jeder 
positive  Nachweis  dafür,  während  das  spätere  königliche 
Geleit,  das  doch  seine  Fortsetzung  sein  müsste,  auch 
andere  Formen  der  Ausübung  gehabt  hat  als  das  fürst- 
liche Regal. 

Dafür,  dass  das  Geleit  ursprünglich  königliches  Regal 
gewesen  und  nur  als  persönliche  Begünstigung  weiter 
verliehen  worden  sei,  ist  nur  eine  Stelle  aus  einem  Privileg 

1)  Das  Geleit  des  Königs  durch  das  ganze  Reich  wurde 
nicht  für  Geld  erteilt  (während  dem  Geleitsregal  der  Fürsten  die 
Nutzbarkeit  essentiell  war).  Vgl.  Kap.  III  dieser  Arbeit. 


2)  Siehe  weiter  unten  p.  22. 
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Friedrichs  I.  von  1l53  für  die  Kanoniker  von  Besan^on 
angeführt  worden.^) 

ItcTH  ejusdetn  (cclcsiae  mcifris  cciiioiiich^  conductum  in 
civitate  lihere  et  fertiae  pofe.stati  nuUatenus  suhjacere  conßr- 
mamux. 

Ich  glaube  aber  nicht,  dass  man  aus  dieser  Stelle 
entnehmen  darf,  dass  Friedrich  I.  hier  ein  Geleitsrecht 
bestätigt  habe,  welches  niemals  weiter  verliehen  werden 
sollte.  Wollte  man  die  Stelle  in  diesem  Sinne  übersetzen, 
so  müsste  man  doch  eine  zu  grosse  sprachliche  Inkonziiinität 
voraussetzen.  AVir  hätten  dann  ein  Geleit  vor  uns, 
dem  zwei  Eigenschaften  zugeschriciben  würden , es 
sei  lihei'e  et  tertiüe  potesteiti  non  xuhjüceTe.  Statt  durch 
zwei  Adjektive  durch  ein  Adverb  und  einen  Infinitiv  aus- 
gedrückt.  AI.  E.  enthält  der  Satz  die  Bestätigung  von 
zweierlei:  1.  des  conductnx  Uheve,  2.  tertiae  potestati  nnUa- 

tenu.s  suhjacere.  Beides  ist  durch  et  verbunden,  weil  beides 
auf  dieselbe  Lokalität,  die  cidtas  bezogen  ist.  In  dieser 
ddtas  gewährt  nun  Friedrich  I.  den  cond actus  lihere^).  Das 
kann  nun  durchaus  nicht  das  Recht  Geleit  zu  geben  be- 
deuten. Denn  dieses  Recht  heisst  immer  conductus  oder 
— und  dies  erst  viel  später  ~,  wenn  zu  conductus  ein 
Adjektiv  hinzugefügt  Avird,  jus  salvi  conductus.  Conductus 
lihere  scheint  mir  nun  nichts  anderes  zu  bedeuten  als 
conductus  liher , freies  Geleit.  AVenn  Iriedrich  I.  abei 
einen  liher  conductus  bestätigte,  so  bestätigte  er  damit 
nicht  das  Recht  Geleit  zu  erteilen,  sondern  vielmehr 
den  Genuss  eines  freien  Geleits  in  der  cidtas  Besangen. 
AVelcher  Art  von  Geleit  dies  den  Kanonikern  in  Besancon 
gewährte  Geleit  gewesen  ist,  erfahren  wir  allerdings  nicht 
näher.  Wir  können  also  aus  diesei'  Urkunde  irgend 
welche  Anhaltspunkte  über  Art  und  Umfang  des  be- 
haupteten ursprünglichen  allgemeinen  Geleitsregals  des 
Königs  nicht  gewinnen. 

j 

b Stumpf  acta  124,  vgl.  Scholz,  Hoheitsrechte,  p.  94. 

b Ich  muss  allerdings  zug-eben,  dass  auch  diese  Konstruktion  noch 
einen  Barbarismus  enthält,  der  Urkunden  Friedrichs  I.  sonst  fremd  ist. 


II.  Die  Verbindung  von  Zoll  und  Geleit. 


Wenn  wir  uns  nach  Erscheinungen  des  Rechts- 
lebens Umsehen,  die  Anknüpfungspunkte  für  die  Ent- 
wickelung des  Regals  des  Geleits  hätten  abgeben  können, 
so  tritt  uns  zunächst  das  Zoll  wesen  entgegen.  So  wenig 
der  Zoll,  der  seinem  AVesen  nach  zuerst  rein  fiskalische 
Abgabe  ist,  an  sich  mit  dem  Geleit,  soweit  dies  Schutz 
ist,  zu  thun  zu  haben  scheint,  in  so  enger  faktischer 
Verbindung  sehen  wir  Zoll  und  Geleit,  insofern  sie  als 
Regel  ausgeübt  Averden.  Es  scheint  somit  beim  Geleits- 
regal das  dem  eigentlichen  Prinzip  des  Geleits  gegenüber 
nur  sekundäre  Aloment  der  Gebührenerhebung  in  den 
Vordergrund  gerückt,  denn  diese  Gebührenerhebung  allein 
ist  es,  die  den  aus  verschiedenen  Rechtsgebieten  her- 
stammenden Regalen  A^on  Zoll  und  Geleit  gemeinsam  ist. 

Die  Verbindung  von  Zoll  und  Geleit  ist  nun  in  den 
Rechtsquellen  des  Mittelalters  bis  zu  einem  sehr  hohen 
Grade  gegangen.  Stellenweise  begegnen  uns  beide  Be- 
srritfe  geradezu  als  Svnonvma.  Eine  Untersuchung,  die 
ihren  Weg  derart  nehmen  Avollte,  dass  sie  aus  der  Fülle 
der  urkundlichen  Ueberlieferung  die  Fälle,  in  denen  \mn 
Geleit  die  Rede  ist,  von  denen,  wo  vom  Zolle  gesprochen 
wird,  zu  sondern  suchte,  Avürde  bald  ihres  Irrweges  inne 
Averden  müssen.  Zu  häutig  finden  AA'ir  die  Ausdrücke  tür 
Zoll  und  Geleit  geradezu  promiscue  gebrauclit.  Hat  sich 
so  jeder  Versuch  einer  Scheidung  als  undurchführbar  er- 
Aviesen,  so  erscheint  es  gerechtfertigt,  als  fernere  Basis 
der  Untersuchung  vorläufig  eine  geAA'isse  Identität  des 
Zoll-  und  Geleitregals  anzunehmen.  Einige  besonders 
markante  Beispiele  mögen  diese  Identität  erläutern.  Im 
Anschluss  daran  soll  geprüft  Averden,  Avie  AA^eit  bei  näherer 
Betrachtung  der  reichsrechtlichen  Quellen,  die  beide 
Regalien  behandeln,  diese  Anschauung  Stich  zu  halten 
vermag. 
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J^ei  einigen  Orten,  die  uns  als  Zollorte  bekannt  sind 
und  als  solche  öfter  in  Urkunden  begegnen,  sehen  wir 
einige  Male  ein  dazu  gehöriges  Geleitsrecht  wie  eine 
selbstverständliche  Pertinenz  des  Zolls  erwähnt,  während 
bei  anderen  Malen,  wo  es  sich  um  dasselbe  Recht  handelt, 
nur  der  Zoll,  nicht  das  Geleit  genannt  wird.  So  in 
Geisenheim.  Das  rheingrätliche  Haus  besass  dort  ein 
Zollrecht.  Während  die  Lehnsherrlichkeit  über  die  Rhein- 
grafschaft selbst  von  Mainz  beansprucht  wurde,  i)  galt 
dies  Geisenheimer  Zollrecht  als  unmittelbar  vom  Reiche 
lehnshängig.  Als  wegen  dieses  Zolles  zwischen  zwei 
Brüdern  des  rheingräflichen  Hauses  einst  ein  Streit  ent- 
stand, gaben  die  erwählten  Schiedsmänner  ein  Urteil  ab, 
in  dem  es  heisst 

in  arhitrhun  elecfi  a nobililnf.s  IiiiKjon-iae  ejasque provinciur 
cowpevlrmis  in  reritafe.  quod  thelo))emn  in  Gen-senheini  cum 
conductu  feodunt  sit  Impecii/^) 

Deutlich  tritt  uns  hier  die  gleiche  Behandlung  von 
Zoll  und  Geleit  entgegen,  beide  gehörmi  zusammen,  beide 
sind  Reichslehen,  aber  beide  sind  augenscheinlich  an 
dieser  Stelle  zusammen  nur  ein  Lehen,  in  dem  der  Zoll 
als  die  Hauptsache,  das  Geleit  als  Pertinenz  des  Zolls 
erscheint.  Dass  das  Geleit  hier  nur  als  Austluss  des  Zoll- 
rechts, gleichsam  nebenbei,  erwähnt  wird,  erscheint 
dadurch  bestätigt,  dass  der  Rheingraf  Siegfried  einige 
Jahrzehnte  später  von  demselben  Recht  in  Geisenheim 
versichert,  er  besässe  es  ju><to  titido  ah  impecio,  und  dabei 
nur  den  Zoll  nicht  das  Geleit  erwähnt.  3) 

Aehnliche  Fälle,  in  denen  wir  erfahren,  dass  zu  dem 
Zolle  irgend  eines  Ortes  auch  ein  Geleit  gehörte,  ohne 
dass  wir  letzteres  regelmässig  daneben  genannt  finden, 
lassen  sich  noch  mehrere  anführen.  So  wird  in  der  grossen 
Verzichturkunde  Wilbolds  von  Köln  vom  Jahre  1302^)  vom 

Codex  di])I.  Nasboicus  I,  p.  274  (1223). 

2)  Ibid.  I,  p.  233  (1211). 

»)  Ibid.,  p.  425  (1260). 

Lacomblet,  Urkundbuch  f.  d.  Geschichte  d.  Niederrheins  III,  21. 
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Zoll  und  Geleit  zu  Andernach,  Bonn  und  Berka  ge.sprochen, 
während  1308  Heinrich  von  Luxemburg  i)  dem  Erzbischof 
von  Köln  unter  anderem  Schutz  für  die  indes  wieder 
erworbenen  Zölle  in  Andernach  und  Bonn  verspricht, 
ohne  dass  dabei  eines  Geleites  gedacht  wird.  Aus  spätei- 
Zeit  erfahren  wir,  dass  Kaiserswerth,  das  als  alte  Reichs- 
zollstätte bekannt  war,  auch  Sitz  eines  Geleites  wai’. 
Zwischen  Geleits-  und  Zollrecht  besteht  hier  augenschein- 
lich ein  innerer  Zusammenhang,  denn  der  Graf  von  Berg 
begründet  in  einem  Streit  mit  Köln  über  den  Zoll  in 
Düsseldorf  sein  Recht  damit,  dass  Düsseldorf  im  Kaisers- 
werther  GeleitsbeziiL  läge,  und  er  das  Kaiserswerther 
Geleit  vom  Reiche  zu  Lehen  habe.2) 

An  einigen  anderen  Stellen  sehen  wir  schon  in  früher 
Zeit  Zoll  und  Geleit,  ffudoneuni  und  conductu.s,  geradezu 
gleichbedeutend  gebraucht.  So  verspricht  1248  Walram 
von  Limburg  -’)  den  Flanderern  und  Hennegauern  im  Namen 
verschiedener  anderer  Fürsten  zwischen  Köln  und  Mastricht 
Schutz  und  Geleit.  Die  auch  sonst  interessirende  Urkunde 
nennt  als  Geleitgeber  Uli,  qui  fludonea  accipiunf  intcr 
Coloniam  et  Trajectnm,  und  enthält  dann  einen  Tarif,  was 
pro  theloneo  sire  cond  uctu  an  den  einzelnen  Stellen  zu 
zahlen  war.  Ein  andermal  sahen  wir /> cd u ,7/ «w,  rectiyal, 
(jnidaqium  sire  thelo ni u m als  Synonyma  gebracht.^) 

Wichtiger  noch  ist  der  Zusammeidtang,  der  uns  öfter 
in  Neuverleihungen  oder  Bestätigungen  begegnet. 
1290  bestätigt  Rudolf  dem  Gi-afen  von  Cleve  den  Zoll  in 


1)  Lac.  III,  68. 

2;  Lac.  III  824  (1378)  hat  uns  g-eschriben  von  wegen  des  tzolles 
zu  Diisseldorp,  den  wir  im  vorschribeu  und  erlaubet  haben  zu  neinen 
nach  vnhalt  unserer  brieve,  die  er  von  uns  darüber  hat,  das  du 
doselbist  zu  D gebot  herrlidikeit  noch  geleit  habest,  sondern  es  lege 
in  dem  Geleit  das  zxi  Kayserswerde  zugehorek  das  er  sine  vorfaren 
und  eitern  von  deine  reiche  gehabit  haben  und  nocli  besitzen, 

3)  Warnkönig  Flandr.  K.  G.  L Urk,  No.  25. 

4)  Günther,  Cod.  Hheno.  Mosell.  III,  41  (1310). 


Büderich.^  i Der  Graf  soll  nomine  thelonei  bestimmte 
Abgaben  erheben  können, 


ut  eo  melius  mercatores  seu  negotiatores  suh  suo 
securo  conductu  valeant  a pericuhs  malignantium 


defensari. 


1356  wird  von  Karl  IV.  dem  Erzbischof  von  Köln  das 
Recht  in  seinem  Gebiet  einen  neuen  Zoll  anzulegen  ge- 
wissermassen  als  Aequivalent  für  die  aus  der  Gewährung 
sicheren  Geleits  erwachsenen  Unkosten  gewährt  -) 

ut  tnereatorihus,  advenis  et  peregrinis  iter  agentihus  de 
securo  et  felici  co ndu  ct u eo  liberius  in  dicto  suo  ac 


ecdesiae  suae  Coloniensis  districtu  proridere  valent 

concedimus,  indulge/nus  pariter  es  donamus  eisdem  {sc.  alpo 
et  successoribus  eins/  facultatem  haheudi  et  tenendi  unum 
theloneu/n  in  viis  ac  stratis  publicis  soli  et  terrarum  districtus 
ecdesiae  Coloniensis.  '^)  ■‘) 


Verwandt  mit  derartigen  Erscheinungen  sind  vielleicht 
die  zahlreichen  sogen.  Landfriedenszölle,  deren  Zweck 
die  Deckung  der  durch  die  Aufrechterhaltung  des  Land- 
friedens entstehenden  Kosten  war.^)  ^\^o  nicht  nur  eine 
Polizeimannschaft  für  Sicherung  des  Friedens  davon  ge- 


-V 


M Lac.  II,  878. 

Lac.  III,  550  (1356  Jan.  4),  Böhmer  Kegs  iinp.  VIII,  2372. 

Eine  ähnliche  Motivierung  linden  wir  in  der  1311  von  Hein- 
rich VII.  dem  Erzbischof  Balduin  von  Trier  verliehenen  Bewilligung 
eines  neuen  Zolles  in  bestimmter  Höhe  neben  dem  alten  Zoll  fjiixta 
consnefam  faxationem)  cum  etiam  (jiuamplures  ibidem  cum  xuis  A 

mercimoniix  transeuntes  rebus  ipsoram  sj>oliafi  fai>isentj  nisi  preno- 
minafus  alp,  vie  ejus  officiafi  securum  conductum  t7'amieuntibuii 
jtrnestitissenf.  Böhmer-Ficker,  Acta  selecta  No.  627  (Keg.  Henr.  367). 

4)  Lamprecht  D.  W.  II,  290. 

„Denn  wenn  man  ein  Aequivalent  für  die  Zollabgaben  sucht,  so 
ist  dasselbe  doch  zunächst  in  der  Gewährleistung  sicheren  Aufenthalts 
bezw.  Durchzugs  zu  finden.“ 

q Vgl.  s chwalm,  die  Landfrieden  in  Deutschland  unter  Ludwig 
V.  Baiern  (phil.  Diss,  Göttingen  1889),  p.  14,  n.  1.  Lamp  recht  ^ 

Deutsclies  Wirtschaftsleben  im  MA.  II,  278,  293,  294. 
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halten  wurde,  sondern  auch  denen,  die  den  Zoll  gezahlt 
hatten,  Ersatz  für  etwaigen  Schaden  gewährt  wurde,  wie 
wir  das  öfters  ausgesprochen  finden, i)  liegt  ein  Zusammen- 
hang mit  dem  Geleit,  das  auch  nicht  allein  Schutz,  sondern 
auch  Ersatz  gewährte,  auf  der  Hand.  Hin  und  wieder 
finden  wir  auch  an  Stelle  des  Landfriedenszolles  ein  ge- 
meinsames Landfriedensgeleit. 2}  Andere  Landfrieden  sehen 
von  der  Einrichtung  einer  besonderen  Abgabe  ab,  machen 
dafür  aber  Zahlung  der  ordiiungsmässigen  hergebrachten 
Zölle  zur  Bedingung  des  zu  gewährenden  Friedens.  =>) 

Weit  verbreitet  scheint  auch  der  Brauch  gewesen 
zu  sein,  Geleitsgelder  an  den  einzelnen  Zollstätten  als 
einen  Zuschlag  zum  Zoll  zu  erheben.  So  wird  1279  von 
den  grösseren  Landesherren  am  Xiederrhein  und  der  Maas 


1)  So  z B.  Landfrieden  der  Wetter  au  vom  l.ä.  Mai  L2Ü.Ö  (Codex 

diplomaticus  Nassoicus  1,  L P-  44!.):  Qnod  si  continerit  alhjunn 

sjmliari,  f/ui  dederat  contrihudonem  huiusrandi  ef  constitent  eum 
dedUse,  is  i n d e in  p n Hat  i s s u oe  re  s per  tu  m h a hehit  a d d o m i n u m 
archiepiseopum , nohiles  et  civitates  praefatas.  Ferner  die 
Einsetzung  eines  gemeinsamen  Landfriedenszolls  aus  dem  für  geraubtes 
Gut  Ersatz  gewährt  Avird  bei  Ennen,  Quellen  z.  Gesch.  der  Stadt  Köln 

V p.  9.5  f.  No.  87  (1375.  14.  Apr.). 

2)  Am  1.  April  184-2  zeigt  Ludwig  der  Baier  der  Stadt  Oppen- 

heim an,  das  der  Läiare  1342  abgelaufene  Landfriede  am  Khein  aut 
2 Jahre  verlängert  [über  diesen  Landfrieden  Böhmer  Keg.  Ludov.  (1839) 
No.  3440,  -2872  und  sub  voce  Landfrieden  No.  38(5]  und  zugleich  be- 
schlossen Avorden  sei,  das  dazu  gehörige  Geleit  nach  Oppenheim  zu 
verlegen.  - uberkomen  und  betedinget  ist,  daz  man  daz  geleite  daz 
man  daz  von  des  vorgeschriben  lantfriden  Avegen  vormals 
zu  Mentze  hat  genomen,  fürbazzer  diseiben  zwei  jar  bi  uch  zu 
Oppenheim  solle  nemen (Winkelmann  acta  imperii  inedita  II 

(1885)  No.  635).  . 

Winkelmann  Ic.  No.  647.  2.  Mai  1344  bei  abermaliger  ^ erlange- 

rung  des  rhein.  Landfriedens  ist  die  Rede  von  Fürsten,  herren 
ode”r  stet,  die  tail  an  dem  gelait  haben,  daz  in  der  chistenze 
Oppenheim  gelegen  ist  oder  wohin  daz  gelait  gelegt  wird. 

3)  So  der  Landfriede  v.  Unterrhein  1259,  Kindlinger  Münsterische 
Beiträge  III,  No.  78  (und  Lac.  II,  478)  - dummodo  in  locis  con.ditutis 
mercatores  de.bita  et  Justa  solrant  thetonia  et  recta/aha  ret  pedaipa 
vel  quocuTfifpte  vocahido  oHo  folin  nuncu [uiutur. 
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in  einer  gemeinschaftlichen  Landfriedensordnung  ver- 
sprochen, dass  seitens  Köln  in  Worringen,  ürdingen, 

Berka,  seitens  Kleve  in  Orsoy  kein  denarius  co  nducfus  ) 
mehr  erhoben  werden  solle  und  dass  auch  der  (traf  von 
rteldern  sich  mit  seinem  bisherigen  rechtsmässigen  Zolle 
begnügen  solle.')  Die  Ausdrucksweise  legt  nahe  in  dem 
denarlus  conducfu.s  eine  Abgabe  zu  selien,  die  über  das 
jKstiun  tlielonenm  hinaus  verlangt  wurde. 

Dass  Geleitsgelder  gerade  um  diese  Zeit  häutig  als. 
Erhöhung  &qy  jiista  theJonea  auftraten  und,  soweit  sie  nicht 
reichsgesetzlich  genehmigte  Zollerhöhungen  waren,  oftmals 
als  Unrecht  empfunden  wurden,  bezeugt  uns  mit  besonderer 
Anschaulichkeit  ein  Schreiben  des  Grafen  Florenz 
von  Holland  an  die  Stadt  Köln  vom  .fahre  1287.0 
Der  Graf  versichert  nämlich  hier,  er  wolle  sich  mit  seinen 
rechtmässigen  Zöllen  begnügen  und  nicht  wie  die  anderen 
Landesherrn  unter  dem  Deckmantel  von  Geleitsgeldern 
die  Zölle  erhöhen. 

— Quod  licet  domini  termrum  intertiiedii  inter  cos 
scilicet  et  nos,  comitatus  et  domhda  possidode-s,  praeter  siia 
justa  thelonea  per  xiio.s  nuntios  quandam  injustam 
pecu  n i am  a restris  neyotiatoribux  suh  conductus  vela- 
mine  Jam  du  dum  consuere  rint  extorquere,  nos  tarnen 
semitis  justitiae  inhaerentes,  de  consimili  pecunia  a vobis 
extorqueuda  per  nostros  officiatos  et  nuntios  presentibus 
securamus  durnmodo  vestra  justa  thelonea  nobis,  prout 
hactenus  consuevistis,  integraliter  persolvastis. 

Aehnliche  Klagen  über  Avillkürliche  Erhöhung  der 
Zölle  durch  ein  Geleitsgeld  begegnen  uns  selbst  noch  im 
14.  Jahrhundert.  0 

üomes  etiam  Gelrensis  xuo  Jiisfo  thelomo  contentus  erit  sicut 
est  consuetum.  Lac.  II,  728. 

2)  Lac.  II,  830. 

3)  Will,  Regesta  Comituin  Palatin.  No.  6674  (1368j. 
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III.  Die  parallele  Entwickelung  des  Geleits 

und  des  Zollregals. 

Was  uns  das  Geleit  zu  einer  juristisch  so  schwer  zu 
erfassenden  Zwitterbildung  macht,  ist  die  uns  beständig 
entgegentretende  Mischung  zweier  Elemente,  einmal  des 
Schutzes  und  aller  dadurch  bedingten  Folgen,  dann  der 
Abgabe,  die  uns  in  Zollform  entgegentritt.  Der  Schutz  ist 
durchaus  ursprünglich.  Als  Königsschutz  und  als  rein 
faktisches  Verhältnis,  als  von  irgend  wem  irgend  jemand 
gewährter  Schutz,  ist  er  immer  bestehen  geblieben.  Schutz 
mochte  jeder  gewähren,  so  weit  seine  IMacht  reichte. 
Regal  wurde  nur  der  Schutz,  für  den  eine  Abgabe 
verliehen  wurde. 

Im  einzelnen  war  die  Entwickelung  folgende: 

Die  bekannte  constitutio  de  refpdibus  von  1 158  ')  ent- 
hält noch  keine  Spur  eines  Geleitregals.  Sei  es,  dass  ein 
(teleitsrecht  damals  noch  unbekannt  war,  sei  es,  dass  es 
als  zu  unerheblich  in  der  Aufzählung  übergangen 
worden  ist. 

Um  dieselbe  Zeit  fast  begegnen  wir  nämlich  dem 
Geleit  als  einem  vom  Könige  verliehenen  Rechte,  .zuerst 
in  Italien.  Dort  wird  1156  Guido  von  Biandrate  mit  dem 
Geleit  in  der  Grafschaft  und  dem  Bistum  Novara  belehnt.-) 
Dass  die  Bestätigung  des  Geleits  der  Canonicer  in  Besannen 
von  1163  eine  Verleihung  eines  Geleitsrechts  nicht  ge- 
wesen ist,  glaube  ich  oben  gezeigt  zu  haben.  Auf  nicht 
italischem  Reichsboden  ist  dann  die  erste  Urkunde,  die 
eine  Verleihung  von  Geleitsrechten  enthält,  die  Be- 
lehnungsurkunde der  Kölner  Kirche  mit  dem  west- 
fälischen Herzogtum  aus  dem  Jahre  1180. 3)  Weit- 

1)  Const.  et  acta  iinp.  (M.  G.  Leg.  Sectio  IV)  ed.  Weiland  I, 
No.  175. 

-*)  Böhmer-Ficker,  Acta  selecta  No.  97. 

3)  Constitutiones  et  acta  I,  No.  '279. 
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gehende  Folgerungen,  die  aus  dieser  Urkunde  auf  ein 
ursprüngliches  Geleitsrecht  der  Herzoge  gemacht  worden 
sind,  werden  bei  Erörterung  des  Verhältnisses  von  Geleit  ) 

und  Herzogtum  zurückgewiesen  werden. 

Als  Regal  wird  das  Geleit  bisher  nirgends  behandelt. 

Zuerst  1183  sehen  wir  es  in  einer  gewissen  Verbindung 
mit  den  Regalien  aufgezählt.  In  der  U econc.il  iaf  io 
Al  ex  and  r l a e wird  nämlich  bestimmt 

Et  recipient  honori/ice  nuntnim  imperaforix,  qtii  colEujit 
infra  civitatem  regalia  et  jura  imperatoris  et  omnia  jura  ejus- 
extra  ciritatem  sicut  supra  dictum  e,st.  Xuntiux  quoqtie 
domini  imperatoris-  praestahit  conductum,  et  dahit  tutoresd)  i 

Dass  der  König  über  etwa  vorhandene  Geleitsgerechtig- 
keiten schon  damals  eine  gewisse  Obergewalt  besass,  be- 
zeugt uns  die  der  Stadt  Hagenau  verlieliene  Freiheit  von 
Geleitsabgaben  im  ganzen  Reich.-)  Welclier  Art  aber 
diese  Obergewalt  gewesen  ist,  bleibt  völlig  im  Dunkel. 
Insbesondere  können  wir  durch  nichts  belegen,  dass  die  ^ 

im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  auftauchenden  Geleits- 
rechte einzelner  Grossen  mit  dem  Königtum  notwendig 
zusammenhingen.  In  Lothringen  tritt  uns  bereits  1120 
ein  Fall  von  Geleit  entgegen,^  im  Hennegau  1111,^)  beide 
mal  als  ein  Recht,  von  dem  Befreiung  als  eine  Vergünsti- 
gung erscheint.'^  An  Köln  wird  freilich  zwei  Menschen- 
alter später  ein  Geleitsrecht  verliehen,  und  um  dieselbe 
Zeit  begegnen  wir  in  dem  Handelsvertrag  zwischen 
dem  Reich  und  Flandern  auch  einer  Geleitserteilung 
für  das  ganze  Reich  seitens  des  Königs.  ^ 

Const.  et  acta  I,  No.  292. 

2)  Gaupp,  Stadtrechte  I,  96.  (Priv.  Friedrich  I v.  l.Juli  1164.) 
iminem  ibidem  inhahitantem  in  qnocuniQue  loco  7wstri  imperii  ab 
omni  thelonio^  ab  omni  ducMtu  pro  rernm  iaiarnm  venditione  vel 
portatione  absolutum  nosfra  aricforitate  confii^mamus. 

3)  Calmet,  histoire  de  la  Lorraine  2e.  6d.  V,  S.  138. 

4)  Duvivier,  Recherches  snr  THaiiiaiit  ancien,  p.  498. 

5)  Vgl.  Waitz,  V.  G.  VIII,  p.  316.  („Ob  es  auf  königlicher  Ver-  ^ 

leihung  beruht  oder  in  dem  Amt  enthalten  war,  ist  nicht  deutlich.“) 
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Item  mercatores  suh  nos-tro  .salco  conductu 


xalvis-  rehus 


et  peraonis  liabelmnt  ascen.sum  et  descenxum  in  Eheno  et  in 


aquix  sire  terris  in  imperio  noxtro  constitutix,  et 
aut  injuriam  cix  inferre  praexumpxerit  a gratia 


qui  rim. 
noxtra  xit 


exduxuxd) 


Der  Sache  nach  haben  wir  einen  ähnlichen  allge- 
meinen Schutz  vor  uns,  wie  er  uns  in  einer  früheren 
Periode  seitens  Karls  des  Grossen  für  englische  Kaufleute 
begegnet  ist.2)  Von  irgend  einer  Abgabe  wird  nichts 
erwähnt.  Und  wenn  auch  aus  dieser  Urkunde  die 
Existenz  eines  Königsrechts,  für  das  ganze  Reich  Geleit 
zu  erteilen,  hervorgeht,  so  können  doch  die  Rechte 
einzelner  Grossen  eine  Geleitsabgabe  zu  erheben  in 
keiner  Weise  als  vom  Könige  verliehene  Ausübungs- 
rechte dieses  oben  erwähnten  Königsrechts  des  Geleits 
betrachtet  werden. 


Die  reichsrechtliche  Entwickelung  des  Geleits- 
regals zeigt  nun  in  ihrem  Gange  durchaus  paral- 
lele Züge  zum  Zollregal.  Die  ältere  Geschichte  dieses 
Regals  bedarf  an  dieser  Stelle  keiner  neuen  Erörterung. 
Das  Zollregal  wurde  ursprünglich  vom  Könige  im  ganzen 
Reiche  ausgeübt.  Es  konnten  daher  auch  königliche  Zölle 
in  Gebieten  sich  befinden,  in  denen  sonst  die  gesamte 
öffentliche  Gewalt  einem  Fürsten  zustand.  Die  confoede- 
ratio  cum  principihux  ecclesiaxticix  von  1220  schloss 
nun  für  das  Gebiet  der  geistlichen  Fürsten  eine  Neuanlage 
von  Zöllen  ohne  ihre  Genehmigung  aus,  während  sie  die 
bestehenden  Zölle  bestätigte. 


2.  Item  nova  thelonea  ...  in  ipxorum  terr itoriix 
xive  Jurisdiction ihu X eix  inconxultix  seu  nolentihux 
non  xtatuemux  de  cetero,  sed  antiqua  thelonea  . . . . 
eorum  ecclexiix  concexsa  inconvulsa  et  firma  conser- 
vabimus  et  tuebiniur , nec  ipsi  ea  infringemux  . . . .^) 


/ 


1)  Const.  et  acta  I,  239  (1173). 

2)  Brief  Karl  d.  Gr.  an  König  Ofifa.  Jaff6  Mon.  VI,  287. 
*)  Constitutiones  et  acta  II,  No.  73. 
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Ein  gewaltiger  Schritt  7Aim  Pirwerb  der  vollen  Landes- 
hoheit war  gescliehen,  aber  wenn  man  genauer  zusieht, 
so  bietet  die  liiei-  goscliatfene  Rechtslage  noch  manche 
Eigentümlichkeiten.  Völlig  freie  Herren  im  eigenen  Hause 
sind  die  geistlichen  Fürsten  auf  dem  Hebiete  des  Zoll- 
wesens damals  nicht  geworden,  dies  Ziel  hat  die  Landes- 
hoheit auf  dem  Gebiete  des  Zollrechts  im  ganzen  Mittel- 
alter  überhaupt  niemals  erreicht.*)  Die  Grundlage  des 
spater  so  genannten  Zollregals  (und,  wi(i  ich  hinzufügen 
will,  des  Geleitsregals)  ist  aber  durcli  die  Bestimmungen 
der  nntf< )('(/(' rat  io  gelegt  worden.  Das  Errungene  war  zu- 
nächst nur  ein  negatives  Recht.  Der  Rechtssatz,  dass 
nur  der  König  neue  Zölle  anlegen  dürfe,  der  erst  kurz 
zuvor  reichsrechtlich  festgestellt  worden  war, 2)  blieb  un- 
angetastet. Nur  kam  hinzu,  dass  der  König  dieses  Recht 
in  den  Territoi-ien  der  geistlichen  Phij-sten  nicht  ohne 
deren  Zustimmung  ausüben  durfte.  Von  Jetzt  al>  konnte 
in  einem  geistlichen  Territorium  also  nur  der  Imndesherr 
oder  wem  dieser  es  gestattete,  einen  Zoll  neu  anlegen. 
\ on  dieser  Seite  gesehen  liegt  es  nahe  zu  sageji:  Die 
geistlichen  Territorialherren  hatten  von  jetzt  ab  das  Zoll- 
regal in  ihren  Gebieten,  aber  sie  unterliegen  dem  Ober- 
zollrecht und  Aufsichtsrocht  des  Königs.  Das  Wesen 
eines  der  wichtigsten  landesherrlichen  Regale  ist  damit 
aus  seiner  Pintstehungsgeschichte  begriffen.  Es  ist  nicht 
etwa  ein  souveränes  Hoheitsrecht,  sondern  nur 
das  Recht,  von  einer  PHnwirkung  irgend  welcher 
gleichartigen  Gewalten  wider  den  eigenen  Willen 
betreit  zu  sein  und  nur  der  Reichsg(;walt  zu  unter- 
liegen. Wir  sehen  schon  hier  einen  Iveim  des  Zu- 
sammenhangs, der  in  späterer  Zeit  zwischen  Landeshoheit, 
Reic'hsstaiidschaft  und  Regalien  bestand. 

Was  nun  hier  für  die  geistlichen  P’ürsten  ausgeführt 
würde,  gilt  in  gleicher  Weise  für  die  weltlichen,  nur  dass 


Sela-öder,  K.  G.®  SB’2. 

^ gl.  Wetzel,  da.s  Zollrceht  der  deutsclieii  Könige,  S.  .SS. 
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hier  der  entsprechende  Rechtszustand  schon  länger  be- 
standen haben  muss.  Mit  Recht  ist  darauf  hingewiesen 
worden,  dass  die  geistlichen  Fürsten  in  Bezug  auf  ihre 
weltlichen  Rechte  ja  in  viel  engerer  Abhängigkeit  vom 
Könige  standen  als  die  weltlichen.  Phdangten  die  geist- 
lichen Fürsten  nun  schon  1220  das  Zollregal,  während 
das  sfafiifinii  in  farorem  principum  von  12321)  eines 
solchen  nicht  erwähnt,  so  ist  der  Schluss  gerechttertigt, 
dass  dies  als  übeiHüssig  unterblieben  sei,  da  die  Päirsten 
schon  von  länger  her  dieses  Recht  besassen.-) 

Keln-en  wir  nun  zum  Geleit  zurück.  Das  siafnfiun  in 
fdrofem  jtrincipnin  enthält  die  ersten  reichsgesetzlichen 
Bestimmungen  darüber.  Pis  heisst  doi't  ^ 14: 

[fein  roiul netn  in  principum  per  ferram  eorum, 
i/uem  de  manu  nosfra  tenent  in  feodo,  red.  per 
nos  red  per  noxfron  non  impediemu.<t  rel  infriniji 
pafiem  u rd) 

Aus  dieser  Bestimmung  lässt  sich  zunächst  ent- 
nehmen, dass  das  Geleit  der  Inirsten  ein  Reichslehon  ist. 
Daun  aber,  dass  dies  Geleit  durch  ihre  terra  geht.  Es 
wird  nur  ein  Geleit  ins  Auge  gefasst,  das  durch  das 
eigene  Gebiet  des  beliehenen  Fürsten  geht.  Aus  der 
ganzen  Fassung  geht  hervor,  dass  der  conductus  principum 
per  ferram  eorum  ein  einheitlicher,  als  bekannt  vorausge- 
setzter Begriff  ist,  zu  dem  der  mit  ([uem  eingeleitete 
Relativsatz  erläuternd  hinzufügt,  dass  das  ganze  Lehn 
vmm  König  sei.  Ein  Geleit  der  Reichsfürsten,  das  neben 
diesem  bestehend,  nicht  Reichslehen  war,  kennt  das  Mafu- 
tum.  also  nicht. 

Der  König  verspricht  nun,  er  wolle  dies  Geleit  <ler 
Pdirsten  durch  ihr  Land  weder  selbst  noch  durch  die 

1)  Const.  et  acta  II,  No.  171. 

h Vgl.  Wetzel,  Das  Zollrecht  der  deutschen  Könige  bis  zur 
Goldenen  Bulle,  p.  56  f.;  nach  ihm  haben  die  -vv'eltlichen  Fürsten  dieses 
Recht  zwischen  1209  und  1220  erworben. 

•b  M.-G.  Const.  II,  419. 
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seinigen  „impedin'^^  o(\qy  „iitfringere“.  Der  Wortsiiin  von 
impedire  ist  „hindern*'*,  von  infriuijere  etwa  „einbrechen, 
brecheihh  Kann  hier  nun  an  ein  thatsächliches  Tündern 
oder  einen  Bruch  des  fremden  Geleits  gedacht  werden? 
Ich  halte  es  für  unmöglich.  Ein  deraitiges  Versprechen 
hätte  wohl  in  eine  Urfehde  hineingepasst,  die  ein  besiegter 
Fürst  einem  anderen  schwören  musste,  nimmermehr  aber 
in  eine  Aufzeichnung,  die  die  staatsrechtliche  Stellung  der 
Fürsten  zu  ihrem  T.ehnsherrn  feststellte.  Als  oberstem 
Schirmherrn  des  Friedens  hätte  es  dem  Ivönig  wenig  an- 
gestanden, sich  ausdrücklich  zu  verpflichten,  keinen 
Friedensbruch  zu  begehen.  Hatte  nun  diese  ITestimmung 
nicht  den  Sinn  eine  direkte  Kechtswidrigkeit  und  Gewalt- 
thätigkeit  des  Ivönigs  auszuschliessen,  so  muss  ihre  ITe- 
deutung  auf  dem  Gebiet  staatsrechtlicdier  Ivonzessionen 
gesucht  werden.  Es  soll  hier  ein  Kechtssatz  ausge- 
sprochen werden.  Die  Form  aber,  in  die  er  gekleidet  ist, 
zeigt,  dass  nach  Ansicht  der  Parteien,  die  den  Vertrag 
schlossen,  (denn  materiell  ist  doch  das  xfufutum  ein  Ivom- 
promiss,  eine  Vereinbarung  zwischen  den  Vachtfaktoren 
im  Reiche)  es  sich  um  ein  Versprechen  des  Königs 
handelt,  das  einen  Verzicht  bedeutete;  den  Verzicht  in 
Bezug  auf  das  Geleitsrecht  der  Fürsten  etwas  zu  thun, 
was  diesen  unangenehm  war,  ihnen  als  impedifht  und 
/»frarfin  erschien,  was  der  König  abei'  doch  von  Rechts 
wegen  ausübte.  31.  E.  kann  das  Recht,  auf  das  hier  ver- 
zichtet wurde,  nichts  anderes  sein,  als  das  Recht  des 
Königs  in  der  tei-ra  der  Fürsten  ein  Recht,  hier  das  Ge- 
leitsrecht, selbst  auszuüben  oder  seine  Ausübung  an  andere 
zu  verleihen,  welches  die  hhirsten  von  nun  an  in  ihren 
Gebieten  allein  ausüben  sollten.  Mit  anderen  Worten: 
der  König  durfte  von  nun  an  keine  Geleitsrechte  inner- 
halb der  Territorien  der  PAirsten  an  andere  neu  verleihen, 
da  die  Fürsten  generell  als  mit  dem  G(deit  durch  ihr  Ge- 
biet belehnt  galten.  Pis  ist  so  mateiiell  genau  der- 
selbe Rechtszustand  für  das  Geleit  hergestellt, 
wie  er  seit  spätestens  1220  für  d(;n  Zoll  bestand. 
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Der  Ivönig  ist  als  Quelle  des  Rechts  anerkannt,  innerhalb 
der  Territorien  kann  er  aber  den  vorhandenen  Rechtszu- 
stand Jiicht  ohne  Zustimmung  der  PAirsten  ändern.  In 
sofern  kann  man  sagen,  die  Fürsten  haben  beide  Regalien 
innerhalb  ihres  Territoriums,  beschränkt  durch  das  Ober- 
recht  und  Genehmigungsrecht  des  Ivönigs. 

Phir  den  Zoll  ist  diese  Aulfassung  ja  allgemein  an- 
erkannt. PAir  das  Geleit  könnte  die  Fassung  des  xtidutum 
in  faron  n/  })rim-ipum  zu  einer  anderen  Annahme  verleiten. 
Man  könnte  nämlich  annehmen,  den  Fürsten  sei  das  Geleit 
duixdi  ihr  Teriitorium  s(ddechthin  als  R(‘gal  verliehen 
worden,  so  dass  sie  eine  sou veraine  Verfügungsgewalt 
üT)ei’  das  Geleit  gehabt  härten. 

Auch  die  singulare  P'orm  coNdnefns  s])i'icht  für  diese 
Auffassung.  Wäre  sie  richtig,  so  hätten  wir  aber  zwischen 
Zoll  und  Geleit  einen  staatsrechtlichen  Untersc'hied  von 
wesentlicher  Bedeutung  aufgefunden.  Denn  wenn  auch 
das  negative  lAnspruchsi-echt  der  PAirsten  gegen  neue 
Zölle  in  ihrem  Gebiet  de  facto  meist  eine  i>ositive  Wirkung 
hatte  und  zum  wirklichen  R(^gal  werden  konnte,  so  schiene 
hier  für  das  Geleit  die  lAitwickelung  als  Regal  bereits 
vollendet.  Dagegen  s])rechen  aber  ebenso  PA’wägungen 
allgemeiner  Art  wie  die  Thatsachen,  die  uns  überliefert 
sind.  Die  Keuanlage  von  Geleiten  ist  in  den  Terri- 
torien in  genau  derselben  Weise  erfolgt,  wie  die 
von  Zöllen. 1) 

PTs  gab  im  Territorium  in  keiner  Weise  ein  einheit- 
liches Geleit,  das  für  alle  Strassen  galt  und  das  der 
Landesherr  legen  konnte,  wohin  er  wollte.  Das  Geleits- 
recht war  ein  Pei'tinenzrecht  gewisser  Strassenzüge,  das 
Zollrecht  TArtinenzrecht  gewisser  Durchgangspunkte  von 
Strassen.  Der  Zoll  bezieht  sich  auf  lAmkte,  das 
Geleit  auf  Linien.  Darum  spricht  man  auch  von  con- 
diicfn.s  per  terrain,  auf  das  ganze  Land  bezogen  wäre  in 
terra  richtiger  gewesen.  Der  Singular  conducfu.s  aber,  der 

b Näheres  Kap.  4 dieser  Arbeit. 
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iiiiincrhiii  «luttiilloiid  bleibt,  deutet  do(ih  schon  darauf  hin, 
dass  man  bereits  begann,  die  verscliicdenen  Geleitsrechte, 
die  der  Landesherr  im  Territorium  inne  hatte,  begrifflich 
als  einheitliches  Hoheitsrecht  zusammenzufassen.  Es  ist 
der  erste  Keim  dessen,  was  uns  im  Reichsstaatsrecht  der 
späte! eil  Zeit  als  das  Landeshoheitsrecht  dei'  sogenannten 
,,gleitlichen  Obrigkeit"  begegnet. 

t ür  die  Zeit  aber,  die  uns  jetzt  beschäftigt,  erscheint 
die  fmtwi(d<elung  von  Zoll  und  Geleit  durchaus  parallel. 

Wo  das  Mittel,  Geleit  zu  erhalten,  eine  Zollzahluna 
war  — und  als  solche  erschien  jede  Abgabe  vom  Transit- 
verkehr an  Transitstätten  - da  waren  Zoll  und  Geleit 
nicht  mehr  zu  scheiden.  Diesen  Zustand  der  Identität, 
in  der  aber  immer  noch  die  Urbestandteile  dui’chschimmern, 
spiegelt  uns  der  grosse  Mainzer  Landfriede  von  1235 
wieder.M  Er  ist  nur  3 .lahre  jünger  als  das  sfatutum  in 
fnroreni  principinn.  Wir  dürfen  nicht  annehmen,  dass  sich 
in  dieser  Zeit  die  Grundanschauungen  über  öffentlich- 
rechtliche  Verhältnisse  wesentlich  geändert  haben.  Wie 
die  Privilegien  von  1220  und  1232  im  allgemeinen  nur  das- 
jenige legalisierten,  was  im  Laufe  der  Zeit,  wenn  auch 
vielleicht  widerrechtlich  sich  herausgebildet  hatte,  und 
nur  an  einigen  Punkten  wirklich  neues  schufen,  so  war 
es  auch  mit  dem  Mainzer  Landfrieden.  Es  war  eine  zu- 
sammenfassende Koditikation  dessen,  was  der  Zeit  als 
recht  und  wünschenswert  erschien,  an  einigen  Punkten 
nicht  frei  von  bestimmter  politischer  Tendenz.  Seine 
Bestimmungen  über  Verkehrsrecht  und  Verkehrspolizei 
iZoll,  Strassenfriede,  Strassenrecht,  Geleit)  stehen  nicht 
unmittelbar  hintereinander,  dennoch  können  wir  sie 
hier  als  organisches  Ganze  betrachten.  Ihr  Inhalt  ist 
folgender : 

l.-)Iür  alle  Zölle,  zu  Land  und  zu  Wasser,  wird  ein 
neues  Normal  jahr  festgesetzt.  tTodesjahr  Hein- 


h M.  G.  CoTisr.  Pt  acia  II.  No.  i%. 
-)  1 — H Inhalt  von  Art.  7. 


— 21  — 

richs  VI.)  Alle  seitdem  eigenmächtig  errichteten 
Zölle  sollen  aufhören. 

2.1)  Alle  ,,.siißercidJectione.s“  der  Zölle  sollen  forr- 
fallen  und  die  Zölle  im  alten  Zustande  verbleiben 
(omni  um  fei  o neoru  m auperadjectiones  removeri 
et  omnino  cessare  et  in  .statu  pristine  in.stitu- 
tionis  dehite  pennanere),  Verstösse  dagegen  sollen 
dem  Strassenraub  gleichgeachtet  werden. 

3.1)  Die  Zolleinnehmer,  die  auch  für  Instandhaltung  der 
Strassen  und  Brücken  zu  sorgen  haben , sollen 
den  Reisenden,  von  denen  sie  Zoll  erhalten,  soweit 
ihr  Distrikt  reicht,  Friede,  Sicherheit  und  Ge- 
leit schaffen,  so  dass  sie  keine  Verluste 
erleiden.  Bei  dreimaligem  Verstoss  dagegen  fällt 
der  Zoll  an  den  Lehnsherrn  zurück.  ' Receptore.s 
rero  teioneorum  tarn  in  ferrh  quam,  in  aquis  dehito  modo 
teneri  rolumu.s  ad  reparaeionem  poncium  et  stratarum , 
tra n.seuntdni.s  et  navigantilms,  a quibu.s  telonea  accipiunt, 
pacem  .secu  ritate/n  et  conductinn , ita  quod 
nicJiil  arnittant , quatenu.s  durat  di.strictus  eorum. 
pnout  meliu.9  po.ssunt  fideUter  procura ndo.  Quicumque 
rero  tercio  legitime  conrictus  fuerit  coram  nohis  .statu- 
ta/n  hoc  non  .serva.s.se,  teloneum  domino  vacet  a quo 
illud  tenet.) 

4.  Bei  einer  Fehde  zwischen  zwei  Parteien,  von  denen 
eine  oder  beide  auf  einer  Strasse  Zoll  und  Geleit 
hat,  sollen  die  Reisenden  von  der  Gegenpartei  un- 
angegrift'en  bleiben. 2) 

5.  Die  öffentlichen  Strassen  sollen  innegehalten  werden 
und  aller  Strassenzwang  auf  hören, 

6.  Niemand  soll  für  Geld  Geleit  gewähren, 
ausser,  wer  mit  dem  Rechte  dazu  vom  Reiche 
belehnt  ist.  Firmiter  inhihemu.s,  ne  quis  con- 

h 1 — 3 Inhalt  von  Art.  7. 

2)  Art.  9. 

•^)  Art.  10. 
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<iiictinu  alicid  precio  preheat,  nisi  jus  condti- 
cendi  teneat  ob  im  per  io  jure  feodali.^) 

Wir  sehen  in  diesen  Bestimmungen  zuerst  den  Ab- 
gabencliarakter  des  Geleits  plastisch  hervortreten.  Nur 
das  Recht  für  Geld  Geleit  zu  geben,  ist  ein  vom 
Reiche  verliehenes  Regal.  x\lle  anderen  Arten  von 
Geleit  scheiden  also  aus  diesem  reichsrechtlichen 
Begriff  von  nun  an  aus.-)  Damit  ist  eine  der  Haupt- 
ursachen der  Zusammemverfung  von  Zoll  und  Geleit 
erklärt;  beide  waren  Abgaben  vom  Durchgangsverkehr. 
12.15  ist  anscheinend  dieser  Zusammenwachsungsprozess 
schon  abgeschlossen.  Es  heisst,  die  Zöllner  sollen  für  den 
Zoll  Geleit  geben.  M.  E.  hat  hier  nicht  ein  neuer 
Rechtssatz  ausgesprochen  werden  sollen.  Enge  Be- 
ziehungen zwischen  Zoll  und  Geleit  sind  uns  ja  schon 
vorher  begegnet  und  andererseits  finden  wir  doch  auch 
in  späterer  Zeit  noch  deutliche  Spuren  einer  gewissen 
Ti’ennung.-^i  Die  Lösung  dieser  Widersprüche  ergiebt  sich 
aus  einer  Betrachtung  der  Geschichte  beider  Regalien. 
Die  Reichsgesetze  jener  Zeit  sprechen  hier  eine  sehr 
deutliche  Sprache. 

Die  Bestimmung  des  iVlainzer  Landfriedens  über  das 
Geleit  hat  eine  eigentümliche  Form,  nämlich  nicht  die 
eines  positiven  Rechtssatzes,  sondern  eines  Verbotes.  Das 
energische  Verbot,  anders  als  im  Palh3  der  Belehnung  für 


V Art.  12,  vgl.  damit  Art.  12  der  Constitutio  generalis  de  jiidiciis 
et  de  paie  teiienda  Heinrichs  (VII.j  von  1234.  Const.  et  acta  II,  No.  319. 
<piod  mtllus  conductmn  alicui  prebeat,  nisi  forte  conducfum  a nnhis 
et  ab  imperio  jure  possideat  feodali.  Hier  fehlt  noch  das  Merkmal 
des  Geldnehmens. 

Vgl.  noch  den  auf  dem  Keichstag  von  Nürnberg  1281  .Jul.  25 
erlassenen  Landfrieden  Rudolfs  I.  für  Franken  M.-G.  Leg.  H,  p.  432. 
§ 7.  Wie  verbieten  och  bi  unsen  hulden,  dat  nen  man  den  andern  dor 
dat  laut  geleide  umbe  nechein  gut,  he  ne  hebbe  dan  geleide  van 
me  rike,  und  Rudolfs  Reichslandfrieden,  Ertnrt,  24.  März  1287,  ibid. 
p.  448  f.,  Art.  18. 

3)  Böhmer -Huber,  Regesta  imperii  VHI  (Karl  IV.j,  No.  2525  in 
Verbindung  mit  No.  2.524. 
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Geld  Geleit  zu  geben,  setzt  voraus,  dass  dies  thatsächlich 
geschah.  Und  5vir  haben  davon  auch  deutliche  Spuren. 
Wo  das  Geleit  in  der  Regalform  — d.  h.  für  Geld  — ein- 
geführt wurde,  stellte  es  sich  dem  Verkehr  als  neue  Ab- 
gtibe,  als  neuer  Zoll  dar,  und,  wenn  vom  Reiche  nicht 
verliehen,  als  ungeschuldeter,  ungerechter  Zoll  iteloneum 
indehitum,  injusfum).  M.  E.  ist  eine  grosse  Anzahl  der 
aufkommenden  neuen  Zölle,  über  die  geklagt  wird,  nichts 
anderes  als  neu  eingeführte  Geleitszölle.  Das  Geleit 
war  augenscheinlich  der  Umweg,  auf  dem  die 
Fürsten  eine  Zeit  lang  das  lästige  Zollregal  des 
Königs  zu  umgehen  trachteten.  Die  Erhebung  von 
Geleitsgebühren  war  ein  Vorwand  um  Zölle  zu  erhöhen. 
In  diesem  Zusammenhang  wird  erst  der  Ausdruck  telo- 
neornm  verständlich  und  wir  erinnern  uns, 

dass  wir  weiter  oben  schon  mehrfach  dem  Geleitsgeld  in 
der  Form  eines  Zollzuschlags  begegnet  sind.  Der  oben 
erwähnte  Brief  des  Grafen  von  Holland  ’)  zeigt  uns,  dass 
selbst  5ü  Jahre  später  die  Erscheinung  nicht  unbekannt 
war,  dass  sid)  eonduetus  veJamine  andere  Gelder  neben  dem 
rechtmässigen  Zoll  erpresst  wurden.  Lange  Zeit  mag  in 
rein  thatsächlicher  Weise  Geleit  gewährt  wordoi  sein,  mag 
durch  einen  Vertrag  gegen  Entgelt  neben  dem  .Schutz  auch 
Ersatz  im  Fall  eines  Schadens  vereinbart  worden  sein. 
Irgend  ein  Aulass,  sich  darum  zu  bekümmern,  lag  für  die 
Reichsgewalt  nicht  vor.  Eine  Notwendigkeit  dazu  ergab 
sich  erst  dann,  als  die  Inhaber  öflentlicdier  Gewalt  antingen, 
die  Kautieute  zu  zwingen,  sich  unter  Geleit  zu  stellen 
und  dafür  eine  Abgabe  zu  zahlen.  An  anderer  Stelle  wird 
im  einzelnen  nachgewiesen  werden,  dass  das  Geleit  den 
Charakter  eines  Zwangsrechts  wirklich  gehabt  hat.-)  Eine 
Zwangsabgabe  war  auch  der  Zoll.  In  diesem  Stadium 
unterschied  sich  also  das  Geleit,  abgesehen  von  der  ge- 
währten Gegenleistung,  in  nichts  vom  Zoll.  Sollte  das 

' 1)  Vgl.  S.  12. 

-)  Kap.  V die.ser  Schrift. 
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Zollregal  nicht  illusorisch  werden,  so  musste  das  Geleits- 
wesen dem  Zollreclit  unterworfen  werden. 

Das  Ende  dieser  Entwickelung  haben  wir  schon  ge- 
sehen, den  Anfang  der  häufigeren  Erliebung  von  Geleits- 
geldern und  zugleich  den  Beginn  der  Versuche  auf  diese 
neu  aufkommenden  Dinge  die  Sätze  des  Zollrechts  anzu- 
wenden, glaube  ich  in  diejenige  Zeit  setzen  zu  sollen,  in 
der  wir  zuerst  in  grösserem  IMasse  von  ohne  Genehmigung 
des  Reiches  errichteten  oder  erhöhten  Zöllen  hören.  Ein 
Beispiel  ist  Friedrichs  I.  grosse  Revision  der  Rhein- 
zölle von  1 157.1 1 Hier  war  über  «nrn  incou.sueta  teloiiea 
geklagt.  Es  wurden  alle  Zölle  aufgehoben,  die  nicht  nach- 
weisbar vom  Reiche  herrührten,  und  es  wurde  streng  ver- 
boten, die  den  Main  aufwärts  fahrenden  occasiotie  teloi/ei 
aut  alifer  quomodolihet  ha/u/efare.  Das  letzte  Verbot  bezog 
sich  auch  auf  den  f.einpfad,  der  zur  ria  regia  erklärt 
wurde.  Der  Leinpfad  ist  nun  das  eigentliche  Substrat  des 
Geleitsrechts  für  einen  Eluss,'^)  da  er  bei  der  Aufwärts- 
fahrt von  den  ftnie.s  trahentes  benutzt  wird,  die  das  Schilt“ 
ziehen.  Dadurch,  dass  er  als  königlich  erklärt  wurde, 
verloren  die  Landesherrn  ein  eigenes  Recht  an  ihm,  und 
was  sie  an  Befugnissen  auf  ihm  ausübten,  konnte  nur  als 
vom  Reiche  abgeleitet  gelten. 


t I 


IV.  Ueber  die  Beziehungen  des  Strassen-  und 
Flussregals  zum  Geleitsregal. 

Hier  ist  vielleicht  der  Ort,  die  nahen  Beziehungen  zu 
erörtern,  in  denen  das  Strassen-  und  das  Flussregal 
zum  Geleits-  und  Zollregal  steht.  Die  Strassen  galten 

b Böhmer,  Coci.  dipl.  Moenofraiicof.,  p.  15. 

-)  Ueber  die  Bedeutung  des  Leinpfades  für  die  Erwerbung  des 
Geleites  auf  einem  Fluss  vgl.  auch  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschafts- 
leben II,  291  f. 
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seit  alter  Zeit  als  königlich.  Ob  dies  ein  Austiuss  des 
alten  Bodenregals  war,  wonach  aller  Grund  und  Boden, 
der  in  keinem  Privat-  oder  Gemeindeeigentum  stand,  dem 
König  gehörte,  so  dass  die  Strassen,  weit  nicht  zur  ge- 
meinen Mark  gehörig,  königlich  waren,  mag  dahin  gestellt 
bleiben.  Genug,  die  Strassen  hatten  lange  eine  gewisse 
Exterritorialität,  noch  länger  als  sie  die  Flüsse.^  Aber  dass 
die  grossen  Heerstrassen  gewissermassen  unmittelbarer 
Reichsboden  geblieben  seien,  wäre  doch  wohl  zu  viel 
gesagt.  Es  bestand  ein  besonderes  Recht  des  Königs  übei- 
die  Strassen,  sie  genossen  eines  besonderen  Ph'iedens, 
schon  früh  begegneten  wir  der  Erscheinung,  dass  für  die 
Missethaten,  die  auf  dem  Wege  zu  einer  Stadt  geschehen 
waren,  eine  Gerichtsbarkeit,  getrennt  vom  ordentlichen 
Landgericht  des  Grafen,  veidiehen  wurde,-’)  und  eine  ge- 
sonderte Strassengorichtsbarkeit  begegnet  uns  noch 
hie  und  da  in  der  späteren  Zeit  des  Mittelalters,'*)  wenn 
sie  auch  jetzt,  wo  das  Strassenregal  landesherrlich  wai’, 
einen  etwas  anderen  Charakter  hatte.  Denn  so  sehr  sich 
die  Ausdrücke  „freie  kaiserliche  Strasse“  und  dgl. 
noch  in  spätei'er  Zeit  finden,  so  sind  doch  die  Strassen, 
unbeschadet  ihrer  Bezeichnung  als  Reichsstrassen,  allmäh- 
lich in  die  Hände  der  Landesherren  gekommen.  Das 
Recht  an  der  Strasse  wurde  im  Laufe  der  Zeit  als  Zu- 
behör der  verliehenen  öffentlichen  Gewalt  betrachtet.  Der 
späteren  Reichspublizistik  ist  es  unbezweifelfes  landes- 
herrliches Regal.  Pliner  gesonderten  Verleihung  eines 
einzelnen  Strassenrechts,  eines  Königswegs,  begegnen  wir 
schon  früh,“*)  aber  häuhg  ist  derartiges  wohl  nie  geM  esen. 
M.  E.  darf  man  nun  nicht  annehmen,  dass  die  Strassen 
in  dem  Sinne  königlich  gewesen  sind,  dass  eine  Verleihung 
des  Strassenrechts  an  einen  andern  als  den  Herrn  des 
angrenzenden  Territoriums  erfolgen  konnte  und  üblich 

’)  Schröder,  K.-G.  529. 

■-)  Lappenberg,  Hamb.  Urkb,  p.  69  (1035). 

3)  Schröder,  K.-G.  III,  529,  597. 

*)  Vgl.  Waitz,  V.-G.  VIII,  p.  316  n.  5. 
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war.^)  Denn  das  Recht  über  die  Strasse,  wenn  anders 
es  nicht  ein  leerer  Schall  sein  sollte,  bestand  doch  in  den 
Hoheitsrechten  über  die  vStrasse,  d.  h.  dem  Gericht  über 
Strassentrevel  und  den  nutzbaren  Regalien,  Geleit  und 
Zoll.  Zwischen  Geleit  und  Strassengerichtsbarkeit  bestand 
ein  Zusammenhang,  insoweit  schon  das  im  Geleit  gewahrte 
Friedewirken  als  Korrelat  eine  Gerichtsbarkeit  über  die 
etwaigen  Friedensbrecher  erforderte.  Im  Einzelfalle  mochte 
einmal  das  Geleit  als  das  Primäre  betrachtet  werden,  und 
aus  ihm  erst  die  Strassengerichtsbarkeit,  das  Strassenrecht 
abgeleitet  werden,  ein  andermal  mochte  es  umgekehrt 
sein.  Denn  die  Verfügungsgewalt  des  Königs  über  die 
Strassen  hat  sielt  nicht  in  allen  Gebieten  in  gleicher 
Weise  und  in  gleichem  Masse  verloren.  So  findet  sich 
insbesondere  in  Lothringen  eine  Verleihung  der  Hoheit 
über  die  Strassen  an  den  Herzog,  aus  der  ein  Geleits- 
recht des  Herzogs  erst  folgeweise  abgeleitet  erscheint,-) 
während  in  Thüringen  anscheinend  umgekehrt  ein  Ge- 
leitsrecht des  Landgrafen  auf  die  Strassengerichtsbarkeit 
gegründet  wurde. •*)  Wenn  wir  auch  kinne  positiven  Zetig- 
nisse  über  den  üebergang  des  Strassenregals  an  die 
Landesherren  haben,  so  darf  doch  kaum  bezweifelt  werden, 
dass  er  sich  um  dieselbe  Zeit,  wie  der  des  Geleitsregals 
von  selbst  vollzogen  hat.  Das  Schicksal  des  Strassen- 
regals war  notwendig  an  das  des  Geleitsregals  gebunden. 
Es  kann  daher  nicht  autfallen,  wenn  wir  in  seiner  Hand- 


1)  Dagegen  ündet  sich  einmal  ein  Vorbelialt  einer  Strasse  für 
das  Reich.  12«5  verleiht  Rudolf  1.  dem  Bischof  von  Merseburg  die 
Regalien  und  zählt  dabei  die  Lehen  auf,  die  der  Markgraf  v.  Meissen 

von  der  Merseburger  Kirche  hat.  Dabei civifafe  Lipzk  cum 

suis  pertinenfiis , iina  straf u , qune  ad  Imperium  pertinet 
d umtaxat  excepta.  Böhmer-Ficker  acta  selecta  I,  443. 

■2)  Vgl.  E.  Mayer,  V.-G.  II,  '2\1  n.  10. 

3)  Nach  der  Urk.  Lud  ewig,  Reliquiae  Manuscriptorum  tom,  X, 
175  von  1351  stand  dem  Landgrafen  die  Landstrasse  auch  dort  zu,  wo 
er  sonst  die  hohe  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  hatte.  (Damit  implicite 
die  Gerichtsbarkeit  über  die  Strasse.)  Vgl.  auch  Schenk  v.  Sehweins- 
berg  in  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XVI,  538. 
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habung  dieselben  Züge  bezüglich  des  dem  Könige  vor- 
behaltenen  Aufsichtsrechts  finden  wie  beim  Geleit.  Die 
Bestimmungen  der  Consfitufio  Miujunfhia  über  die  Strassen 
entsprechen  denen  über  Zoll  und  Geleit  und  ergänzen  sie. 
Die  straf  (tu  puhlicae  sollen  innegehalten  werden,  d.  h. 
neue  Strassen  sollen  ebensowenig  eigenmächtig  von  den 
T.andesherren  angelegt,  wie  von  den  Reisenden  (dn- 
geschlagen  werden,  ferner  soll  kein  Strassenzwang  aus- 
geübt werden,  d.  h.  die  Benutzung  der  stratn  publica  ist 
frei,  niemand  kann  gezwungen  werden,  eine  bestimmte 
sfrafa  publica  zu  benutzen,  sondern  unter  mehreren  steht 
ihm  die  Wahl  frei.  In  diesem  Sinne  hatte  schon  das 
sfafutuut  iu  farorem  priucipum  die  eigenmächtige  dccHuafin 
der  Strassen  wider  den  Willen  der  Benutzer  verboten,  i) 
Wenn  von  Schröder-)  bemerkt  wird,  dass,  weil  die 
Strassen  der  willkürlichen  Verfügung  der  Landesherrn 
(setzen  wir  hinzu:  zunächst  noch)  entzogen  Avaren,  sie  in 
die  territoriale  Zersplitterung  der  Gauverfassung  Aveniger 
hineingerissen  Avorden  seien,  so  dass  sich  die  gräfliche 
Gerichtsbarkeit  auf  ilmen  länger  als  sog.  ..StrassengerichP^ 
erhalten  habe,  so  ist  das  Avohl  im  allgemeinen  richtig. 
Der  Zusammenhang  ist  aber  Auelleicht  noch  zu  ergänzen. 
Ich  gehe  davon  aus.  dass  ursprünglich  der  Graf  die  könig- 
liche Macht  auch  auf  den  Strassen  repräsentierte,  dass  er 
dann  bei  dem  allmälilichen  üebergang  der  Grafen-  zu  dtm 
Landeshoheitsrechten  auch  das  Geleit  enAUirb.  Beim  all- 
mählichen Ausscheiden  aus  der  Grafschaft,  beim  teihveisen 
Erwerb  selbst  der  Blutgerichtsbarkeit  durch  andere  Herren, 
blieb  dennoch  stets  ein  geAvisser  Teil  von  Hoheitsrechten 
beim  ursprünglichen  Inhaber  der  Grafengerechtsamkeiten 
in  der  ursprünglichen  grösseren  Grafschaft  zurück.  Ins- 
besondere Avar  das  mit  dem  Geleit  und  der  Strassen- 


1)  Stat.  in  fav.  princip.,  M.-G.  Leg.  II,  -211 — 13,  § 4.  Ifevi  stratae 
autitiuae  uon  declinentur  nisi  de  f ran seiniHum  voluntat e 
Schröder  R.  G.  3,  5-29,  erblickt  irrtümlicher  Weise  in  den  transeimtes 
die  von  der  Strasse  berührten  Landesherren. 

‘^)  Schröder  ibid. 
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j^erichtsbai koit  d6r  Pixll.  L,s  ist  hi6r  dcirciii  zu  erinnern, 
dass  sich  deutliche  Spuren  eines  Zusammenhangs 
der  geleitlichen  und  der  landgerichtlichen,  d.  h. 
ursprünglich  gräflichen  Gewalt  finden  lassen^)  und 
an  den  Zusammenhang  der  zwischen  der  landgerichtlichen 
Gewalt  und  der  Entstehung  des  T.andgrafentums  mit  Eecht 
angenommen  wird. 

Dass  die  grossen  Flüsse  dem  Reiche  länger  direkt 
unterworfen  blieben,  als  die  Eandstrassen,  mag  seinen 
Gl  und  dai  in  haben,  dass  sie  ötter  die  Grenzen  zweier 
Territorien  bildeten,  als  dass  sie  mitten  hindurch  gingen. 
Schon  die  cou-sfituHn  de  re()aUhu.s  hatte  die  fiinnhia  nan- 
ijalnUa  neben  den  riis  pubUds  als  Regalien  aufgeführt,  und 
noch  im  Görlitzer  Landrecht  wird  später  gesagt:  iglich 
ilizende  icazzie  heiszet  des  eiches  Stfazzed)  Dass 
mit  diesen  Ausdrücken  eine  grundsätzliche  Heraushebung 
der  grossen  Wasserstrassen  aus  dem  Territorialverbande 
bezeichnet  werden  sollte,  erscheint  aber  doch  zweifelhaft 
wenn  man  bedenkt,  dass  ganz  ähnliche  Ausdrücke  noch 
in  spätester  Zeit  von  durchaus  landesherrlichen  Strassen 
gebraucht  werden.  Dieser  Sprachgebrauch  fordert  eine 
Erklärung.  Eine  Strasse  konnte  sehr  wohl  trotz  des 
landesherrlichen  Rechtes  über  sie  eine  kaiserliche  freie 
Heerstrasse,  das  Geleit  aut  ihr  kaiserlich  genannt  werden.'^) 

1)  An  dieser  Stelle  sei  nur  darauf  tiiiigewiesen,  dass  die  Bestim- 
mung des  Art.  7 des  Mainzer  Landfriedens,  die  Zöllner  sollten  soweit 
G'deit  geben,  als  ihr  disfriefus  reiche,  im  Landfrieden  Rudolfs  von 
1287  Ar*^.  21  dahin  verändert  ist  — „und  den  si  den  zol  nement,  den 
sule  si  befriden  und  beleiten  nach  ir  mäht  als  verre  als  ir  ge- 
rihte  gat,  dat  si  niht  Verliesen.“ 

Art.  27  heisst  es  dann  — in  swelhes  herren  gerillte  oder  ge- 
leite   ” 

Görlitzer  Landr.  3t  § i. 

•*)  \gl.  Grimm  WT  11,204:  „meines  gnedigen  herrn  grafen 
zu  Sponheim  Kaiserliche  hohe  Strasse“  (löSb). 

Wertheimischer  wohl  gegründeter  Gegenbericht  T II. 
(Urk.)  p.  225  No.  129  uft  des  heiligen  Reichs  und  des  ge- 
dachten graven  Johansen  von  Wertheim  Gelaidtstrassen  - 
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Demi  olieiiso  wie  das  Territorium  mit  allen  seinen  zuge- 
hörigen Rechten  — darunter  auch  Strasse,  Zoll,  Geleit  — 
eine  liegriffliche  in  sich  geschlossene  Einheit  darstellte, 
so  stellte  die  Landstrasse  (noch  mehr  der  Fluss)  eine 
andere  ebensolche  Einheit  dar,  die  über  den  Bereich  eines 
'rm-ritoriums  hinausgrilif.  Soweit  das  der  Fall  war,  soweit 
die  Strasse  notwendig  ülierterritorial  war,  verblieb  sie  der 
Heichsgewalt.  Dies  Verbleibende  war  vor  allem  die 
Existenz  der  Strasse  selbst.  Hätte  ein  jeder  Landesherr 
in  seinem  Gebiet  eine  Strasse  scliliesseiH)  bezw.  ihren 
Antangspunkt  an  seinen  Grenzen  verlegen  können,  so 
hätten  im  Laufe  der  Zeit  die  Strassen  mit  dem  Territorium 
zugleich  ihr  Ende  linden  müssen.  Insofern  dm'  König 
darüber  wachte,  dass  dies  nicht  geschah,  waren  alle 
grossen  Durchgangsstrassen  notwendig  königlich,  dar 
regiae.  Ein  Weiteres  war  die  Freiheit  der  Strasse. 
Der  Ijandesherr  durfte  den  Durchzug,  die  Benutzung  nicht 
verbieten.  Insofern  waren  die  Strassen  auch  sfrafae  liberar 
oder  puhUcae.  Dies  Prinzip  bringt  insonderheit  die  sen- 
teutia  de  liberfate  sfr  ata  rum  regal'nnu  von  1224  zum 
Ausdruck.- 1 Wenn  uns  also  die  Bezeichnung  st  rata  /ibera 
oder  regia  entgegentritt,  so  darf  dies  nicht  auf  eine  ab- 
gabenfreie (geleitfreie)  Strasse  oder  gar  auf  eine  beim 
Reich  verbliebene,  auf  der  der  König  die  landesherrlichen 
Rechte  behalten  habe,  gedeutet  werden.  Diese  Bezeich- 
nungen sind  vielmehr  nur  ein  Ausdruck  für  die  staats- 


( 


(1495),  siebe  auch  die  Bezeichnung  sfrafas  communes  vel  regias 
ml gariter  appellatas  im  Nürnberger  Stadt-Recht  v.  1313 
(Keutgen  Urk.  z.  Stadt.  Vfg.  p.  I9ö). 

Hierher  gehört  auch  die  von  Waitz,  V.-G.  VIII,  316  n.  5 
(Heiiieccius  S.  131  eutnommeue)  angefülirte  publica  ria,  quae  de  Goslari 
ducitllüdcneshdmppiae  iure  patrhnonii  ad  eam  pertinet.  Waitz  stellt 
diese  Stelle  mit  einem  „aber“  den  Zeugnissen  für  die  Regalität  der 
dae  publicac  gegenüber. 

1)  Dass  derartiges  vorkam  bezeugt  wohl  Karls  IV.  Einschreiten 
gegen  den  Grafen  von  Sponheim.  Vgl.  p.  ,30  n.  1. 

9 M.-G.  acta  et  constitutiones  11  (Weiland)  No.  285.  (Böhmer 
V.  .3927). 
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rechtliche  Sonderheit,  die  den  grossen  Durchgangsstrassen 
neben  ihren  abschnittsweise  territorialen  Beziehungen 
notwendig  verbleiben  musste,  eine  Sonderheit,  die  ein 
Oberaufsichtsrecht  des  Königs  bedingte,  dessen  Ausübung 
hie  und  da  sich  nachweisen  lässt.') 

Für  die  länger  erhaltene  Sonderstellung  der  grossen 
hlüsse  wird  nun  von  Schröder-)  ein  Reichsweistuin  von 
1294  über  die  inmla  in  jhimine  nata  hereingezogen,  in  dem 
es  heisst: 

Quod  si  iihsula  nafa  e.sf  in  Rhena  rel  a/ia  /In/nine.  in 
earnitafu  aUcnius  comifis,  (/ui  in  ip«a  fJmnine  reei/üt  telonia 
et  eonduefns.  haheii/ue  con/ifedum  telonia  et  conductuin  cd» 
in/perio  in  fiu/nine  predicto  eade/n  instda  potius  specUd  ad 
i/nperiu/n  et  ad  ipsinn  comitem,  (/uam  <td  aiiu/n  dominum 
euius  districtus  protenditur  ad  ripam  fluminis-  preJUmti?) 

Xach  Schröder  hätte  der  Graf  des  Ufergeländes  als 
solchei  noch  kein  Recht  aut  die  insula  in  fiumine  nata  ge- 
habt, sondern  nur  der,  der  mit  comitatus  telomnun  et  con- 
ductu.s  aut  dem  Flusse  vom  Reiche  belehnt  war.  Die 
weitergehende  Folgerung,  dass  die  Stromhoheit  und  die 
in  ihr  enthaltenen  Ijandeshoheitsrechte  unabhängig  davon, 
wem  das  Gelände  zu  beiden  Seiten  gehörte,  habe  ver- 
liehen werden  können,  lässt  sich  aber  m.  E.  aus  dieser 
Stelle  nicht  ziehen.  Diese  Annahme  würde  dem  wider- 
sprechen, was  oben  von  mir  als  die  negative  Funktion 
des  landesherrlichen  Geleits-  und  Zoll-  und  folgeweise 
auch  des  Strassenregals  verfochten  worden  ist.  Das 
Reichsweistum  lässt  aber  eine  Deutung  zu,  die  es  mit 
dieser  Auftassung  durchaus  in  Einklang  bringt. 

Ich  nehme  an,  dass  für  den  Besitz  von  Geleit  und 

So  möchte  ich  die  Urk.  Karls  IV.  vorn  5.  9.  1360  (Winkel- 
mann, acta  ined.  II,  861.  Böhmer-Huber,  Keg.  6326)  auffassen,  in 
der  Graf  Walram  von  S])onheim  angewiesen  wird,  den  Kaufleuten  die 
herkömmliche  Geleitsstrasse  durch  sein  Land  (die  er  gesperrt  hatte) 
gegen  das  herkömmliche  Geleitgeld  wieder  zu  öffnen. 

, '*)  Schröder,  R.  G.^  393  n.  18,  529  n.  84. 

3)  M.-G.  Leges  II,  461. 
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Zoll  auf  C'inem  Flusse  überhaupt  nur  die  Inhaber  der  Ufer- 
gelände in  Betracht  kamen.')  Waren  beide  Ufer  in 

verschiedenem  Besitz,  so  mochte  es  wohl  Vorkommen, 
dass  der  Herr  des  einen  Ufers  auch  mit  den  öffent- 
lichen Rechten  auf  dem  Fluss  belehnt  war,  der  des 
anderen  nicht.  Entstand  nun  eine  Insel  im  Flusse 

so  konnte  es  streitig  sein,  wem  sie  zugehörfe.  Die  Frage 
konnte  nach  privatrechtlichen  Grundsätzen  entschieden 
werden,  wie  es  im  römischen  Rechte  geschehen  war,  man 
konnte  aber  auch  von  irgend  welchen  privatrechtlichen 
Gesichtspunkten  abschen.  Dies  thut  die  vorliegende  Ent 
Scheidung.  Sie  weist  die  Insel  dem  Inhaber  der  ötlent- 
lichen  Ge\\alt  zu,  und  zwar  dem  Inhaber  der  höheren 
öffentlichen  Gewalt,  dem  Grafen,  dessen  Grafschaft  hier 
als  mit  über  den  Fluss  erstreckt  anzusehen  ist.-')  Der 
(dius  dominus,  dessen  di.strictu.s  gleichfalls  das  Ufer  berührt, 
der  aber  die  Insel  nicht  erwerben  soll,  ist  nun  nicht  als 
ein  Mann  zu  betrachten,  der  Utergelände  im  Privateigen- 
tum hatte,  dagegen  spricht  der  Ausdruck  di.stvietus,  sondern 
gleichfalls  als  Inhaber  öffentlicher  Gewalt.  So  weit  das 

1)  Die  Verleihung  der  ol)eren  Travc  au  Lübeck  durch  Friedrich  I. 
1188  (vgl.  dazai  Scliröder,  die,  Landeshoheit  über  die  Trave  in  „Neue 
Heidelberger  .Jahrb.“  I,  woselbst  auch  das  Weistum  von  1294  be- 
sprochen wird),  aus  der  später  eine  von  der  Landeshoheit  über  die 
Ufer  unabhängige  Strondioln  it  erwachsen  ist,  kann  dies  nicht  wider- 
legen. Diese  Verleihung  stammt  aus  einer  Zeit,  in  der  die  späteren 
Kechtssätze  über  Regalien  noch  nicht  durchgedrungen  waren,  da  die 
Entwickelung  der  Landeshoheit  kaum  begonnen  hatte. 

Das  Reichsweistum  spricht  ausdrücklich  von  dem  Fall,  dass 
die  Imsel  innerh  alb  (in  ccmitalv)  der  Grafschaft  eines  Grafen  entsteht, 
der  auf  dem  Fluss  Geleit  und  Zoll  nimmt,  und  Grafschaft,  Geleit  und 
Zoll  auf  dem  Flusse  vom  Reiche  zu  Lehen  hat.  So  sehr  die  Fassung 
dazu  verleitet,  halte  ich  es  für  unmöglich  alle  drei  nur  auf  den  Fluss 
zu  beziehen.  Es  fehlt  jeder  Anhalt  dafür,  was  man  sich  unter  einer 
auf  den  Fluss  radizierten  Grafschaft  vorzustellen  habe.  Da  anderer- 
seits die  Insel  in  comitatu  in  einer  Grafschaft  liegen  soll,  so  bleibt 
nichts  anderes  übrig  als  anzunehmen,  dass  das  Weistum  den  Fall  einer 
Ufergratschaf t vor  Augen  hatte.  Zu  beachten  ist,  dass  dies  bei 
Geldern  der  Fall  ist,  dessen  Graf  das  Reichsweistum  veranlasst  hat. 
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gegenüberliegende  Ufer  in  Betracht  kommt,  war  mit  dem 
Ausdruck  jede  Art  obrigkeitlicher  Gewalt,  also  auch  eine 
Grafschaft,  die  am  Flusse  endete,  gemeint,  so  weit  die  üfer- 
strecke  der  Gi'afschaft  selbst  in  Betracht  kam,  sollten 
hiermit  die  zahlreichen  Besitzer  ötfentlicdier  Rechte  niederer 
Art,  niederer  Vogtei  und  Gerichtsliarkeit,  die  unter  dem 
Grafen  standen,  ausgeschlossen  sein. 

Die  Bestimmung  des  Reichsweistums  von  1294,  die 
den  Fi'werb  der  h/su/a  in  finmine  nafa  nach  öffentlichem 
Recht  geschehen  liess,  ist  na(4imals  nicht  unbestrittenes 
Reichsrecht  geblieben.’)  Für  die  Zeit  aber,  die  uns  hier 
vornehmlich  beschäftigt,  glaube  ich  nachgeAviesen  zu  haben, 
dass  man  aus  ihm  einen  Schluss  auf  eine  Sonderstellung 
der  grossen  Ströme  bezüglich  des  Geleits  nicht  machen 
darf.  Wenn  \AÜr  des  öfteren  die  Flüsse  als  Königsstrasse 
bezeichnet  sehen,  so  hat  dies  bei  ihnen  keine  andere 
Bedeutung  als  bei  den  Landstrassen.  In  anderen  Be- 
zit'hungen  hat  sich  allerdings  das  Oberrecht  des  Königs 
über  die  Flüsse  noch  lange  erhalten.-) 

')  Vgl.  Ortheil  Tr;ictatu.s  jurodico-politicus  de  Reg'ali  Conducendi 
jure  (Norimhergae  1672),  j).  196/7,  woselbst  allegiert  Oettinger  de 
controversia  et  jure  liinituiii  lib.  III,  c.III,  ii.  10  f. 

Schröder,  R.-G.3  5-29. 
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1.  Eine  auf  Grund  des  §36  der  Geschäftsordnung  des 
Reichstages  stattfindende  nichtöffentliche  Sitzung  desselben 
kann  nicht  als  eine  rechtswirksame  Reiehstagssitzung  im 
Sinne  der  Reichsverfassung  angesehen  AA'erden. 

2.  Ein  Gesellschafter,  der  aus  eigenen  Mitteln  eine 
Gesellschaftsschuld  berichtigt,  kann  die  anteilige  Erstattung 
von  seinen  Mitgesellschaftern  auch  vor  Auflösung  der 
Gesellschaft  fordern. 

3.  Bei  den  Antragsdelikten  des  Reichsstrafgesetz- 
buches ist  der  Antrag  Prozessvoraussetzung,  nicht  Be- 
dingung der  Strafbarkeit. 

4.  Die  Anstellung  des  Beamten  ist  ein  publizistischer 
Vertrag. 

5.  Die  Bewilligung  des  Armenrechts  befreit  auch  von 
der  durch  § 91 1 der  Chilprozessordnung  vorgeschriebenen 
Pflicht  für  den  zur  ErzAvingung  des  Offenbarungseides  ver- 
hafteten Schuldner  Verpflegungskosten  A’orauszuzahlen. 
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Ich,  ll.-ms  (^iirad  Kalis(‘]i.  bin  nm  29.  September  1877 
in  Berlin  als  Sohn  des  Kanfnianns  Otto  Kalisch  und  d('ssen 
F.hefrau  Caroline  g-eborener  Honvitz  geboren  und  geh(»ren 
(h‘i‘  jüdis(>hen  Glaub(jnsgeineinschafr  an.  Ich  l)esucht<‘ 
von  1(U)8  ab  die  Schilhnannsclu*  Privaxschule,  dann  das 
Askaiiische  Oytnnasiiim  in  Bei’liii  und  von  ( )stern  1892  al> 
das  Oymnasimn  in  Cr.  LichrertWde.  das  i<-h  ( »stern  189t) 
mit  dem  Zeugnis  (hn'  Beife  vfudiess. 

Darauf  widmete  ich  nnch  t)  Semester  laug  iii  lleidcl- 
berg  (S/S.  C),  S,S.  97)  und  B(U'liu  (W/S.  96/b7,  W/S.  b7-b8 
bis  W/S.  98:99)  juristis(dien  und  historiscdien  Studien. 

Am  5.  .luiii  1899  bestand  ich  in  Heidin  die  erste  juris^ 
fische  Prüfung.  Zum  Peferendar  ernannt,  wurde  ich  zu- 
nächst dem  Kgl.  Amtsgeriidit  Lu(-kenwald(‘  zur  Beschäfti- 
gung üb(‘rwiescii.  Seit  dem  23.  -Mai  IbOO  bin  ich  bei  dem 
Kgl.  Landgeriidit  1 Berlin  bestdiäftigt.  -Am  31.  .luli  1990 
bestand  ich  zu  Berlin  das  Doktorexamen.  Vom  I.  oktoluu' 
1900  bis  30.  September  1901  habe  ich  meiner  Dienst])tiicht 
als  Fänjährig-Freiwilliger  gtmügt. 

\^’ährend  nnduer  Studienzeit  besuchte  i(di  die  Vor- 
lesungen und  seminaristis(‘h(m  Febtingen  folgender  Herren: 

ln  Heidelberg:  Ascdiaffenbm-g.  Bekker. -fErdmannsdörffer. 

■ Kuno  Fischei',  .lellinek.  Kindermann,  d C.  Vleyer. 
Schäfer.  Sidiröder. 

ln  Berlin:  fAegidi.  Brunner.  Crome.  Didbrück.  Dernburg. 
t E(d<.  Cierke.  Harnack.  Heüborn.  llertwig.  Hübler. 
v.lakobi.  Köhler.  Mendel.  tPernice.  Scheffer-Boichorst. 
Schmoller.  d'angl.  .A.  Wagner.  Zentner. 

Ihnen  Allen,  insbesondere  Herrn  Professor  Dr.  Karl 
Zeumer,  dessen  Anrt'gung  meine  Arbeit  ihre  Entstehung 
verdankt,  s])r('ch('  ich  hiermit  meiium  lu'rzlicheii  Dank  aus. 
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